STADT BIELEFELD Sitzung Nr.
- Sozial- und Gesundheitsausschuss - SGA/030/2017
(2014-2020)

Niederschrift
uber die Sitzung des Sozial- und Gesundheitsausschusses
am 28.11.2017

Tagungsort: Rochdale-Raum (GroRRer Saal, Altes Rathaus)

Beginn: 17:00 Uhr
Sitzungspause: ./
Ende: 20:25 Uhr

Anwesend:

SPD

Herr Bauer

Herr Briicher

Frau Gorsler stellv. Vorsitzende
Herr Kaufmann

Herr Schmalen

CDU

Herr Copertino
Herr Hisemann
Frau Jansen
Herr Jung

Herr Weber

Bindnis 90/Die Grinen

Herr Hood Vorsitzender
Frau Kloss

Frau Mann

Die Linke
Frau BuBmann

Blrgernahe/Piraten
Herr Gugat

Stellvertretende stimmberechtigte Mitglieder
Frau Schellong

Herr Holler-Goller (bis 19.35 Uhr)
Beratende Mitglieder

Frau Adilovic Integrationsrat

Herr Buschmann FDP-Gruppe

Frau Huber Seniorenrat

Herr Klein Psychiatriebeirat



Verwaltung
Beigeordneter Herr NUrnberger

Beigeordnete Frau Ritschel
Frau Isfendiyar
Frau Krutwage

Frau Schulz

Herr Dodenhoff
Herr Metzger
Frau Boker

Herr Hagedorn
Frau Wende

Gaste

Herr Doerk

Frau Hopster

Herr Siegeroth

Herr Dr. von Schonfeld

Schriftfihrung
Frau Krumme

Dezernat 5

Dezernat 3

Kommunales Integrationszentrum
Bdiro fur Integrierte Sozialplanung
und Pravention

Amt fir soziale Leistungen
-Sozialamt-

Bauamt

Bauamt

Amt fur soziale Leistungen
-Sozialamt-

Bauamt

Kommunales Integrationszentrum

REGE mbH
AGW
REGE mbH
EvKB

Amt flr soziale Leistungen -
Sozialamt-



Offentliche Sitzung:

Zu Punkt 1

Vor Eintritt in die Tagesordnung

Vorsitzender Herr Hood begriiRt die Anwesenden und stellt die form- und
fristgerechte Einladung sowie die Beschlussfahigkeit fest.

Herr Weber fordert, aufgrund der umfangreichen Tagesordnung, TOP 9
und 10 in die Januar-Sitzung zu verschieben. Bei diesen Informationsvor-
lagen gebe es keine zeitliche Notwendigkeit, sie noch in 2017 beraten zu
massen. DarUber hinaus regt er an, in der Geschaftsordnung des Rates
eine maximale Sitzungsdauer festzulegen.

Beigeordneter Herr NUrnberger weist darauf hin, dass die Verwaltung und
die Freien Trager unter hohem Zeitdruck daran gearbeitet hatten, die
Forderung des Ausschusses zeitnah umzusetzen.

Herr Gugat unterstitzt die Vertagung der beiden Tagesordnungspunkte.
Frau Mann schlagt gleichermalien vor, den Antrag der FDP-Gruppe zu
TOP 10 ebenfalls zu vertagen.

Vorsitzender Herr Hood bittet die Anwesenden um Abstimmung.
Beschluss:

Die Tagesordnungspunkte 9 und 10, einschlieBlich des Antrages der
FDP-Gruppe, Drucks.-Nr. 5866/2014-2020, werden in die Januar-

Sitzung verschoben.

-bei einigen Enthaltungen einstimmig beschlossen-

Genehmiqung des offentlichen Teils der Niederschrift Giber die
29. Sitzung des Sozial- und Gesundheitsausschusses am
10.10.2017

In Erganzung zu TOP 2.2 legt Frau BuBmann |hre Anmerkungen als
Tischvorlage (Anlage 1) vor.

Beschluss:
Die Niederschrift iiber den 6ffentlichen Teil der 29. Sitzung des So-
zial- und Gesundheitsausschusses am 10.10.2017 wird nach Form

und Inhalt genehmigt.

- einstimmig bei einigen Enthaltungen beschlossen -






Zu Punkt 2

Zu Punkt 2.1

Zu Punkt 2.2

Zu Punkt 2.3

Zu Punkt 2.4

Zu Punkt 2.5

Mitteilungen

Vorsitzender Herr Hood ruft die folgenden Mitteilungspunkte auf.

Sitzungstermine 2018

Der Ausschuss nimmt die Sitzungstermine 2018 zur Kenntnis.

Regelsatze der Sozialhilfe und der Grundsicherung fiir Ar-
beitssuchende

Der Ausschuss nimmt die neuen Regelsatze zur Kenntnis.

Entwicklung eines Rahmenkonzeptes Schulsozialarbeit

Der Ausschuss nimmt die Entwicklung eines Rahmenkonzeptes flr die
Schulsozialarbeit zur Kenntnis.

Sozialticket
Vorsitzender Herr Hood verweist auf die als Tischvorlage (Anlage 2) ver-

teilte Mitteilung des Amtes fir Verkehr, Gber die Fordermittelkirzung des
Landes bei der Finanzierung des Sozialtickets.

Landesfachstelle Leben und Trauma im Alter

Vorsitzender Herr Hood informiert Gber eine ihm zugegangene Petition
der Landesfachstelle Leben und Trauma im Alter (Anlage 3).

Herr Klein teilt mit, dass Frau Lesner als Leiterin der Landesfachstelle
den Psychiatriebeirat in der Sitzung der Regionalplanungskonferenz tber
die Beendigung der Finanzierung der Fachstelle zum Ende des Jahres
2017 informiert habe. Die Regionalplanungskonferenz hat sich aus fachli-
cher Sicht fUr ein weiteres Bestehen der Landesfachstelle und deren Fi-
nanzierung ausgesprochen. Herr Klein fordert die Anwesenden dazu auf,
die Petition zu unterstutzen.



Zu Punkt 2.6

Zu Punkt 3

Zu Punkt 3.1

Zu Punkt 4

Zu Punkt 4.1

Wildtiere im Zirkus

Beigeordnete Frau Ritschel informiert Gber eine Gerichtsentscheidung
vom 22.11.2017. Demgemalf sei die Stadt Bielefeld verpflichtet, entge-
gen dem Ratsbeschluss vom 17.11.2016, dem Zirkus Knie das Veranstal-
tungsgelande an der Radrennbahn zur Verfligung zu stellen (Anlage 4).

Anfragen

Stromsperren in Bielefeld (Anfrage der Fraktion Biindnis
90/Die Griinen vom 21.11.2017)

Beratungsgrundlage:
Drucksachennummer: 5843/2014-2020

Vorsitzender Herr Hood verweist auf die als Tischvorlage verteilte Ant-
wort der Verwaltung (Anlage 5).

Frau Mann teilt mit, dass sich die Verbraucherzentrale Bielefeld in dem
Projekt ,Energiearmut bekampfen® thematisch mit diesem Thema ausei-
nander setze. Sie regt an, die Verbraucherzentrale in eine der nachsten
Sitzungen einzuladen und dem Ausschuss dariber berichten zu lassen.
Vorsitzender Herr Hood greift die Anregung auf und wird dies in einer der
nachsten Sitzungen ermdglichen.

Der Ausschuss nimmt Kenntnis.

Antrage

Vorsitzender Herr Hood verweist auf die vorliegenden Antrage der CDU-
Fraktion, der FDP-Gruppe (Anlage 6) und den gemeinsamen Antrag der
SPD-Fraktion, Blindnis 90/Die Grunen-Fraktion und Ratsgruppe Burger-
nahe/Piraten (Anlage 7).

Konzeption "Tiite"/Bahnhofsplatz -Alternativplatze im Bahn-
hofsumfeld-(Antrag der CDU-Fraktion vom 16.11.2017)

Beratungsgrundlage:
Drucksachennummer: 5783/2014-2020

Herr Weber bemangelt, dass nur wenige Tage nach der September-
Sitzung des SGA umfangreiche stadtebauliche Veranderungen des
Bahnhofsumfeldes vorgestellt worden seien. Er hatte sich gewlinscht,



vorher davon zu erfahren. Die von der Verwaltung vorgeschlagenen stad-
tebaulichen Veranderungen des Bahnhofsumfeldes halte er fiir nicht ziel-
fuhrend. Daruber hinaus verweist er auf die im Beschlussvorschlag auf-
gefuhrten Aspekte. Die CDU-Fraktion habe bewusst auf die Nennung
eines speziellen Ortes verzichtet, da die Vergangenheit gezeigt habe,
sobald eine Flache zur Diskussion gestellt werde, sei sie nicht mehr trag-
fahig. Er fordert die Verwaltung auf, die infrage kommenden Orte noch-
mals zu prifen, so dass fur den Bereich des Bahnhofsumfeldes eine ver-
tragliche Nutzung umgesetzt werden kdnne.

Herr Buschmann bewertet den Antrag der CDU-Fraktion als plausibel und
akzeptabel. Er bittet darum, den FDP-Antrag als Anregung flir mogliche
Umgestaltungen im Bahnhofsumfeld (Anlage 8) zu werten. Zu prufen sei,
ob in Verbindung mit einer entsprechenden Verkehrsplanung eine Verla-
gerung der Szene zu erzielen sei. Die Verwaltung sei nun aufgefordert,
weitere Platze zu ermitteln, die auch umgestaltet werden kdénnten. Hierbei
musse selbstverstandlich auch das fortzuentwickelnde Sucht- und Dro-
genhilfekonzept berucksichtigt werden. Der FDP-Antrag solle als Ergan-
zung der vorliegenden Antrage verstanden werden.

Herr Bricher stellt zunachst einmal fest, dass Menschen in Bielefeld
selbst entscheiden, wann, wo und wie sie sich treffen. Unabhangig davon
aulern sich viele Bielefelder Burgerinnen, Blrger und auch Szene-
Mitglieder kritisch Uber die Situation im Bahnhofsumfeld. Der gemeinsa-
me Antrag der Ratskoalition ziele deshalb auf eine offene Prufung der
Standorte ab. Auf die Nennung von konkreten Orten sei bewusst verzich-
tet worden. Man gehe davon aus, dass Verwaltung durchaus schon
Standorte gepruft habe, bittet aber um eine nochmalige Uberpriifung. Die
Antrage stufe er als differenziert unterschiedlich ein, so dass ein gemein-
samer Antrag aller Parteien fur ihn nicht in Frage komme. Wichtig sei
eine fur alle vertragliche Losung zu erzielen.

Frau BuBmann unterstutzt die Auffassung von Herrn Bricher, fordert
aber auch dazu auf, entsprechend attraktive Hilfsangebote zu installieren.

Herr Gugat bewertet den Antrag der FDP als konstruktiv. Er unterstitze
das Ansinnen, sich Gedanken uber eine Umgestaltung des Bahnhofsum-
feldes unter stadtentwicklungsrelevanten Aspekten zu machen; eine ent-
sprechende Diskussion solle aber in den daflr zustandigen Gremien ab-
gehalten werden. Bei einer Veranderung des Bahnhofumfeldes durfe eine
eventuelle veranderte Nutzung des ehemaligen Postgebaudes nicht au-
Reracht gelassen werden.

Frau Mann macht deutlich, dass der CDU-Antrag die Nennung von Alter-
nativplatzen fordere und somit der Eindruck erweckt werde, dass es Al-
ternativplatze gebe. Wohingegen der Antrag der Ratskoalition die Verwal-
tung auffordere, Uberhaupt erstmal zu ermitteln, ob es Alternativplatze
gebe. Die Umsetzung des Drogen-und Suchthilfekonzeptes miisse dabei
auch berucksichtigt werden.

Beigeordneter Herr NUrnberger weist darauf hin, dass sich alle Beteiligten
Uber die Notwendigkeit eines Gesamtkonzeptes einig seien. Notwendige
bauliche Veranderungen wurden im Bereich von Beigeordneter Frau Rit-
schel geprift. Eine entsprechend gleichwertige Uberpriifung finde auch
bei den bestehenden Angeboten statt. Es sei beabsichtigt, soweit die



Ergebnisse vorliegen, sie Ende Januar im SGA vorzustellen. Obwohl die
Verwaltung bereits Alternativstandorte geprift habe, werde sie es bei
einem erneuten Ausschussbeschluss noch einmal tun. Im Zusammen-
hang mit der Uberpriifung von Standorten fiir die Unterbringung von
Wohnungslosen werde gleichermalien auch nach Standorten fir Tages-
aufenthalte geschaut. Beigeordneter Herr Nurnberger gibt zu bedenken,
dass, selbst wenn neue Standorte gefunden wurden, es ein soziales Ex-
periment darstelle und es keine Garantie daflr gebe, dass die Szene sie
annehme.

Herr Weber bewertet die Antrage inhaltlich nicht weit auseinanderliegend
und fordert alle dazu auf, einen gemeinsamen Beschluss zu fassen. Da
dieser Platz auch von vielen Reisenden und Pendlern frequentiert werde,
musse die Situation an der ,Tute” mittel-und langfristig angegangen wer-
den, um positive Ergebnisse zu erzielen. Er wirde es sehr begrifien,
wenn ein gemeinsamer Beschluss gefasst werden kdnnte. Er sei auch
bereit, im nichtoffentlichen Teil Orte und Platze zu nennen, um die Pri-
fungen voran zu bringen.

Beigeordnete Frau Ritschel stellt klar, dass sich in vergleichbaren Stad-
ten derartige Szenen ebenfalls in Bahnhofsnahe aufhalten. Die Verwal-
tung verfolge die Linie, dass dies grundsatzlich akzeptiert werde. Man
wolle die Menschen nicht verdrangen, aber daflir Sorge tragen, dass die
Szene nicht weiter anwachse und dass die negativen Auswirkungen ein-
gedammt wirden. Fir sie sei es schwer vorstellbar, dass der Verwaltung
ein ,Superstandort® als Alternative bisher verborgen geblieben sei. Sie
fordere gleichwohl alle dazu auf, Alternativstandorte vorzuschlagen. Auf
die Kritik von Herrn Weber zur vorherigen Information anderer Gremien
Uber eine mdgliche Umgestaltung entgegnet sie, dass die Grundidee der
Umgestaltung bereits seit Marz bekannt sei. Konkret sei hier eine bezirk-
liche Grinanlage betroffen und somit die zustandige Bezirksvertretung
das malfigebliche Gremium. Sollten gréRere Veranderungen im Strallen-
raum beabsichtigt sein, misse zudem der Stadtentwicklungsausschuss
beteiligt werden. Sie werde aber gerne auch den SGA (ber die gestalteri-
schen Malinahmen auf dem Laufenden halten.

Herr Klein hebt die gemeinsame Forderung, die vorhandenen Hilfsange-
bote bei einer neuen Standortbestimmung mit einzubeziehen, hervor.
Das Ziel, eine Standortentspannung zu erreichen, bleibe abzuwarten.

Auf Nachfrage von Vorsitzendem Herrn Hood, teilt Herr Weber mit, dass
die CDU-Fraktion den Antrag der FDP bernehmen werde. Herr Busch-
mann stimmt zu.

Herr Brucher erklart fir die Ratskoalition, dass er auf eine gesonderte
Abstimmung des Antrages der Ratskoalition bestehe.

Unter Beriicksichtigung des Anderungsantrages der FDP-Gruppe,
Drucks.-Nr. 5867/2014-2020, wird zunachst tber den damit weitreichen-
deren Antrag der CDU-Fraktion wie folgt abgestimmt.

Beschluss:

Die Verwaltung wird beauftragt, im Rahmen der Konzeption ,,Tii-
te“/Bahnhofsplatz einen/mehrere Alternativpldatze im Bahnhofsum-



Zu Punkt 4.1.1

Zu Punkt 4.1.2

feld (u. a. NahariyastraRe) vorzustellen, auf dem/denen der Aufent-
halt fiir Menschen aus diesen Bereichen vertraglich zu gestalten ist.
Hierbei ist sowohl die Umsetzung des Hilfsangebotes als auch das
Umfeld der Anwohner-/innen und Nutzer-/innen zu beriicksichtigen.

- mit Mehrheit abgelehnt -
Abstimmung: Ja: 5

Anderungsantrag der FDP-Gruppe vom 28.11.2017 zu TOP 4.1

Beratungsgrundlage:
Drucksachennummer: 5867/2014-2020

Die Diskussion Uber den Antrag wird unter TOP 4.1 protokolliert.

Der Antrag Drucks.-Nr. 5867/2014-2020 (FDP-Gruppe) wird von der
CDU-Fraktion ibernommen und im Beschluss Uber den Antrag, Drucks.-
Nr. 5786/2014-2020, berlcksichtigt.

Antrag zu TOP 4.1 "Konzeption Tiite/Bahnhofsvorplatz -
Alternativplatze im Bahnhofsumfeld" (Antraqg der SPD-
Fraktion, der Fraktion Biindnis 90/Die Griinen und Ratsqruppe

Biirgernahe/Piraten vom 28.11.2017)

Beratungsgrundlage:
Drucksachennummer: 5872/2014-2020

Die Diskussion uber den Antrag wird unter TOP 4.1 protokolliert.

(Anmerkung: Flir den in der Sitzung als Tischvorlage eingereichten An-
trag wurde zur besseren Recherche die Drucksachen-Nr. 5872/2014-
2020 vergeben.)

Beschluss:

1. Der Sozial- Gesundheitsausschuss unterstiitzt die Verwal-
tung dabei, die Situation im Umfeld der ,, Tute*“ durch ver-
starkten Einsatz der Stadtwache, bauliche MaBnahmen sowie
durch einen Ausbau der bewahrten Hilfsangebote moglichst
zeitnah zu verbessern.

2. Die Verwaltung wird beauftragt, erneut zu priifen, inwieweit
andere vertragliche Aufenthaltsorte im Bahnhofsumfeld zu
einer Entlastung der Situation an der ,, Tiite“ beitragen kén-
nen. Das Ergebnis ist dem Sozial- und Gesundheitsaus-
schuss zeitnah vorzustellen.

- einstimmig bei einigen Enthaltungen beschlossen -



Zu Punkt 5
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Aufgrund der seit geraumer Zeit geflihrten Diskussion Uber die Situation
an der ,Tute®, schlagt Vorsitzender Herr Hood vor, ein gemeinsames Ge-
sprach mit den Sprecherinnen und Sprechern der Fraktionen und der
Verwaltung zu flhren. In diesem Gesprach kénne sich dann Uber die Si-
tuation, moéglicher Alternativstandorte, Vorschlage und Erkenntnisse zum
Bahnhofsumfeld ausgetauscht werden. Er wirde dann Anfang 2018 dazu
einladen.

Die Anwesenden stimmen dem Vorschlag zu.

Tatigkeitsbericht der WTG-Behorde fiir die Jahre 2015 und
2016

Beratungsgrundlage:
Drucksachennummer: 5584/2014-2020

Frau Boker informiert Uber die wesentlichen Punkte der Vorlage. Die
Bielefelder Pflege- und Betreuungslandschaft habe ein hohes qualitatives
Niveau. Bei den Uberpriifungen seien Giberwiegend geringfiigige Quali-
tatsmangel, in einigen Fallen aber auch kritische Situationen, festgestellt
worden. Der Fachkraftemangel sei in den Einrichtungen deutlich wahr-
nehmbar und der haufige Einsatz von Leiharbeitskraften fihre zu man-
gelnder Kontinuitat in der Bezugspflege. Unabhangig davon misse die
gesetzlich vorgegebene 50 %-ige Fachkraftquote eingehalten werden.

Auf Nachfrage von Frau Huber teilt Frau Béker mit, dass aufgrund einiger
personeller Wechsel und einiger krankheitsbedingter Personalausfalle in
dem Berichtszeitraum nicht alle Prifung durchgefiihrt werden konnten.
Diese Stellenvakanzen seien bis spatestens Ende diesen Jahres beho-
ben, so dass bei gleichbleibender Einrichtungsanzahl 2018 eine 100 %-
ige Prufquote erreicht werden kénne.

An einer eingehenden Diskussion beteiligen sich Frau Gorsler, Frau
Kloss, Herr Klein, Frau Boker, Frau Budmann, Herr Weber und Vorsit-
zender Herr Hood.

Beigeordneter Herr Nurnberger weist darauf hin, dass in einer Dezer-
natsklausur im Dezember 2017 dariber beraten werde, wie die Stadt
Bielefeld, die REGE mbH und die Jugendberufsagentur die Ausbildung in
Pflegeberufen mehr férdern kénnen.

Auf Nachfrage von Herrn Klein sagt Beigeordneter Herr Nirnberger zu,
dass der Tatigkeitsbericht der WTG-Behdrde auch im Psychiatriebeirat
vorgestellt werde.

Vorsitzender Herr Hood weist darauf hin, dass auf Bundesebene Bewe-
gung in das Problem des Fachkraftemangels in Pflegeberufen kommen
musse. Er schlagt vor, dieses Thema im SGA zu behandeln und unter
dem Motto ,SGA unterwegs” auch mal eine Altenhilfeeinrichtung zu be-
suchen.

Der Ausschuss nimmt Kenntnis.



Zu Punkt 6
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Integrierte Handlungskonzepte fiir vier Stadtguartiere

Vorsitzender Herr Hood verweist auf die vorliegenden Handlungskonzepte
und teilt mit, dass bei der Geschaftsflihrung keine Fragen dazu eingegan-
gen seien. Er bittet nunmehr um Fragen zu den einzelnen Konzepten, die
Herr Dodenhoff beantworten werde.

Auf Nachfrage von Frau Mann fuhrt Herr Dodenhoff aus, dass der
Stadtumbau eine dauerhafte Aufgabe Uber 20-30 Jahre sei. Die vorge-
schlagenen MalRnhahmen und Projekte zielten auf die Entwicklung nachhal-
tiger Strukturen in den Quartieren ab. Diese sollen zu einer sozialen Stabili-
tat in den Quartieren fuhren. Die unterschiedliche Darstellung der beab-
sichtigten Evaluation in den Stadtbezirken, sei abhangig von der Haltung
des jeweiligen Planungsbiros. Unabhangig davon sei die Stadt Bielefeld
gegenuber dem Foérderungsgeber berichtspflichtig. 2014 und 2015 sei ein
gesamtstadtisches Monitoring durchgefiihrt worden, um den sinnvollen
Einsatz der Fordermittel zu Uberprifen. Aus diesen Jahren stiinden noch
Fordergelder zur Verfligung, die aber in den nun vorliegenden Beschluss-
vorlagen nicht explizit aufgefuhrt wurden.

Herr Weber gibt zu bedenken, dass die dargestellten finanziellen Auswir-
kungen nicht in den Entscheidungsbereich des SGA fielen. Hierfur sei der
Hauptausschuss zustandig. Die Hinweise auf Fordergelder seien ihm zu
unkonkret und er habe den Eindruck, als solle eine Blankovollmacht erteilt
werden. Den vorgeschlagenen Finanzierungsfreigaben werde er deshalb
nicht zustimmen. Die sozialpolitischen Aspekte hingegen kénne er mittra-
gen.

Vorsitzender Herr Hood weist darauf hin, dass der SGA immer im Rahmen
seiner Zustandigkeit Beschllsse fasse. Unabhangig davon fordert Herr
Weber dazu auf, einen entsprechenden Hinweis im Beschlusstext aufzu-
nehmen.

Auf Nachfragen von Herrn Buschmann teilt Herr Dodenhoff mit, dass die
Integrierten Handlungskonzepte im Grundsatz verbindlich, aber auch fort-
schreibungsfahig seien. An der Umsetzung des Grundkonzeptes misse
allerdings festgehalten werden.

Frau Huber weist darauf hin, dass der Seniorenrat nach eingehender Bera-
tung der vorliegenden Integrierten Handlungskonzepte mit folgender Er-
ganzung zugestimmt habe:

,Der Seniorenrat bittet den Stadtentwicklungsausschuss folgendes zu be-
schlieBen: Im Rahmen der INSEK-Programme (DS.-Nr. 5443/2014-2020,
5444/2014-220, 5445/2014-2020 und 5447/2014-2020) erfolgt mindestens
einmal jahrlich ein aktueller Sachstandsbericht im Seniorenrat (iber die
Umsetzung der angestrebten MalRnahmen fiir Giber 60-jéhrige Mitbiirgerin-
nen und Mitbiirger, in den dargestellten Stadtquartieren unter Beriicksichti-
gung der Handlungsfelder des Altenberichtes der Stadt Bielefeld (DS.-Nr.
4766/2014-2020) sowie der Handlungsfelder des Konzeptes ,Senioren-
freundliches Bielefeld* (DS.-Nr. 6060/2009-2014).“

An Frau Buflimann gerichtet fuhrt Herr Dodenhoff aus, dass die Integrierten
Handlungskonzepte kein Instrument zur Forderung des sozialen Woh-
nungsbaus seien. Im Rahmen dieser Konzepte bestehe eher ein bestand-
orientierter Blick auf Wohnungen im Quartier.



Zu Punkt 6.1
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Integriertes Entwicklungskonzept Baumheide (INSEK Baum-
heide)

hier: abschlieBender Beschluss nach § 171 e BauGB zur Fest-
lequng des Gebietes "Baumheide" zur Durchfiihrung von stad-
tebaulichen MaBnahmen der Sozialen Stadt

Beratungsgrundlage:
Drucksachennummer: 5619/2014-2020

Frau Mann bemangelt, dass fir den Halhof sehr umfangreiche MalRnah-
men mit einem sehr hohen Budget angesetzt worden seien. Kindern und
Jugendlichen aus Baumheide seien die daraus resultierenden Angebote
allerdings schwer zuganglich.

Herr Dodenhoff macht daraufhin deutlich, dass der Umbau des Freizeit-
zentrums im Zentrum von Baumheide ein Investitionsschwerpunkt im
Stadtbezirk sei. Hierfur seien bereits Fordergelder bewilligt worden und
die Investitionsleistungen, nach Durchfiihrung einer Ausschreibung, vom
Betriebsausschuss des Immobilienservicebetriebes bereits beschlossen
worden. Die finanziellen Auswirkungen von Projekten seien in der beste-
henden Haushaltssystematik schwer darstellbar. Da die Projekte unter-
schiedliche Konkretisierungsgrade hatten, sei auch die Kostentranspa-
renz unterschiedlich. Sobald konkrete Projektplane und die zu erwarten-
den Kosten vorliegen, wirden die Ausschisse im Rahmen von Be-
schlussvorlagen beteiligt werden.

Frau Gorsler bewertet den interdisziplinaren Blick auf alle Belange im
Quartier als richtigen Ansatz, um eine Segregation in den Stadtbezirken
zu vermeiden. Sie gehe davon aus, dass alle Teilschritte von den Aus-
schissen mit begleitet wiirden.

Auf Nachfrage von Frau Kloss fuhrt Herr Dodenhoff aus, dass die Bir-
gerbeteiligung zu den Konzepten auch im Rahmen von Infostadnden im
Supermarkt in Baumheide stattgefunden habe. So sollte eine nied-
rigschwellige Ansprache der Burger erreicht werden. Fremdsprachige
Blrgerinnen und Birger konnten nur sehr schwer oder gar nicht erreicht
werden. Viele Informationen tber Bedarfe der Blrger in Baumheide,
konnten Uber eine Bewohnerbefragung der REGE mbH ermittelt werden.

Herr Weber macht nochmals im Rahmen einer allgemeinen Protokoller-
klarung deutlich, dass die CDU-Fraktion nur unter dem Vorbehalt der
Mindestfinanzierung und Beteiligung des Haupt-, Wirtschaftsférderungs-
und Beteiligungsausschusses den vorgelegten Integrierten Handlungs-
konzepten zustimme.

Beschluss:
Der Sozial- und Gesundheitsausschuss empfiehlt, unter dem Aspekt

seiner sozial- und gesundheitspolitischen Zustandigkeit, dem Rat
der Stadt folgende Beschlussfassung:

1. Die im Rahmen des formlichen Verfahrens eingegangenen
Stellungnahmen werden gemaR Vorschlag der Verwaltung
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beschlossen (Anlage 1).

2. Die von der Verwaltung vorgenommenen Anderungen und
Erganzungen zum INSEK Baumheide werden beschlossen
(Anlage 2).

3. Das INSEK Baumheide wird gem. § 171e Abs. 4 BauGB als
Grundlage fiir die Festlegung des Gebietes, in dem die stad-

tebaulichen MaBnahmen der Sozialen Stadt durchgefiihrt
werden, beschlossen.

4. Das INSEK Baumheide dient als Grundlage fiir die Beteili-
gung an dem Aufruf ,,Starke Quartiere - starke Menschen*.

5. Das im Lageplan gem. § 171e Abs. 3 BauGB festgelegte Ge-
biet ,,Baumheide” wird beschlossen (Anlage 3).

- bei einer Enthaltung einstimmig beschlossen -

Integriertes stadtebauliches Entwicklungskonzept Sennestadt

(INSEK Sennestadt)

hier: abschlieBender Beschluss nach § 171 e BauGB zur Fest-
legung des Gebietes "Sennestadt" zur Durchfiihrung von stiad-
tebaulichen MaBnahmen der Sozialen Stadt

Beratungsgrundlage:
Drucksachennummer: 5621/2014-2020

Ohne Aussprache fasst der SGA folgenden
Beschluss:

Der Sozial- und Gesundheitsausschuss empfiehlt, unter dem Aspekt
seiner sozial- und gesundheitspolitischen Zustandigkeit, dem Rat
der Stadt folgende Beschlussfassung:

1. Die im Rahmen des formlichen Verfahrens eingegangenen
Stellungnahmen werden gemaR Vorschlag der Verwaltung
beschlossen (Anlage 1).

2. Die von der Verwaltung vorgenommenen Anderungen und
Erganzungen zum INSEK Sennestadt werden beschlossen
(Anlage 2).

3. Das INSEK Sennestadt wird gem. § 171e Abs. 4 BauGB als
Grundlage fiir die Festlegung des Gebietes, in dem die stad-
tebaulichen MaRnahmen der Sozialen Stadt durchgefiihrt
werden, beschlossen.

4. Das INSEK Sennestadt dient als Grundlage fiir die Beteili-
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gung an dem Aufruf ,Starke Quartiere - starke Menschen®.

5. Das im Lageplan gem. § 171e Abs. 3 BauGB festgelegte Ge-
biet ,,.Sennestadt“ wird beschlossen (Anlage 3).

- bei einer Enthaltung einstimmig beschlossen -

Integriertes Handlungskonzept Sieker-Mitte (INSEK-Mitte)
hier: abschlieBender Beschluss nach § 171 e BauGB zur Fest-
legung des Gebietes "Sieker-Mitte" zur Durchfiihrung von
stadtebaulichen MaBRnahmen

Beratungsgrundlage:
Drucksachennummer: 5622/2014-2020

Frau Mann hebt die Notwendigkeit dieses Konzeptes flir den Stadtbezirk
Sieker-Mitte hervor. Fur diesen Stadtteil sei es sehr wichtig, die betroffe-
nen Raume zu modernisieren und so attraktiv zu gestalten, dass eine
arztliche Grundversorgung durch die Niederlassung von Hausarzten und
Kinderarzten erreicht werde.

Zu Fragen von Frau Mann und Herrn Weber, bezuglich der Umsetzung
der Stadtteilkliche Sieker, teilt Herr Dodenhoff mit, dass alle notwendigen
Beschllsse von der Bezirksvertretung Stieghorst gefasst worden seien.
Die Finanzierung dieses Projektes sollte im Rahmen einer Sonderforde-
rung zur Integration von Flichtlingen erfolgen. Aufgrund einer vom Bau-
amt verhangten Veranderungssperre in dem betroffenen Baugebiet, ver-
zbgere sich die Umsetzung des Projektes. Der Immobilienservicebetrieb
habe nun mitgeteilt, dass bis zur Beendigung des Forderzeitraums (Ende
2018) die Stadtteilkiiche in Sieker nicht mehr umgesetzt werden kénne.
In Gesprachen mit dem Land wurde von dort empfohlen, das Projekt
Stadtteilkiiche in das Integrierte Entwicklungskonzept mit aufzunehmen.
Daraus ergebe sich die Mdglichkeit, iber die Regelférderung des Stadte-
baus neue Antrage diesbeziglich zu stellen und Uber das Jahr 2018 hin-
aus eine Realisierung herbeizufuhren.

Beschluss:

Der Sozial- und Gesundheitsausschuss empfiehlt, unter dem Aspekt
seiner sozial- und gesundheitspolitischen Zustandigkeit, dem Rat
der Stadt folgende Beschlussfassung:

1. Die im Rahmen des formlichen Verfahrens eingegangenen
Stellungnahmen werden gemaR Vorlage zur Kenntnis ge-
nommen (Anlage 1).

2. Die von der Verwaltung vorgenommenen Anderungen und
Erganzungen zum INSEK Sieker-Mitte werden beschlossen
(Anlage 2).
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3. Das INSEK Sieker-Mitte wird gem. § 171 e Abs. 3 BauGB als
Grundlage fiir die Festlegung des Gebietes, in dem die stad-
tebaulichen MaRnahmen der Sozialen Stadt durchgefiihrt
werden, beschlossen.

4. Das INSEK Sieker-Mitte dient als Grundlage fiir die Beteili-
gung an dem Aufruf der Landesregierung ,,Starke Quartiere -
starke Menschen*.

5. Das im Lageplan gem. § 171e Abs. 3 BauGB festgelegte Ge-
biet ,,Sieker-Mitte“ wird beschlossen (Anlage 3).

- einstimmig bei zahlreichen Enthaltungen beschlossen -

Integriertes stadtebauliches Entwicklungskonzept Nordlicher
Innenstadtrand (INSEK Nordlicher Innenstadtrand)

hier: abschlieBender Beschluss nach § 171 b BauGB zur Fest-
legung des Gebietes "Nordlicher Innenstadtrand" zur Durch-
fuhrung von Stadtumbaumafnahmen

Beratungsgrundlage:
Drucksachennummer: 5623/2014-2020

Herr Dodenhoff teilt auf Nachfrage von Herrn Weber mit, dass die Be-
zirksvertretung Mitte das Konzept mit einigen Gegenstimmen mehrheit-
lich beschlossen habe.

Herr Gugat bittet darum, zukuinftig derartig umfangreiche Konzepte auf
eine andere Art zu prasentieren, damit die Kommunalpolitik eine bessere
Méglichkeit der Einflussnahme habe.

Auf Fragen von Frau Mann zur schwerpunktmafigen Personalzuteilung
im Ostmannturmviertel und zur Umsetzung des Hauses der Wissenschaft
fuhrt Herr Dodenhoff aus, dass die Quartiersbetreuung im Ostmannturm-
viertel bereits erfolgreich etabliert sei. Im Rahmen des Konzeptes komme
noch eine weitere Quartiersbetreuung hinzu. Sollte ein personeller Mehr-
bedarf wahrend der Umsetzungsphase festgestellt werden, misse dies
mit dem Fdérderungsgeber geklart werden. Fir das Haus der Wissen-
schaft sei die Bielefeld Marketing GmbH mit der Erstellung eines Betrei-
berkonzeptes beauftragt worden. Bei der konkreten Ausgestaltung werde
es auch eine entsprechende Birgerbeteiligung geben. Die Politik werde
durch Ortstermine oder regelmaRig stattfindende Arbeitsgruppen bereits
im Vorfeld eingebunden. Dies funktioniere mit der BV Mitte und in Baum-
heide sehr gut; in Sieker leider nicht.

Vorsitzender Herr Hood bedankt sich im Namen aller Ausschussmitglie-
der bei allen an der Konzepterstellung beteiligten Mitarbeiterinnen und
Mitarbeitern der Verwaltung und Trager.

Beschluss:
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Der Sozial- und Gesundheitsausschuss empfiehlt, unter dem Aspekt
seiner sozial- und gesundheitspolitischen Zustandigkeit, dem Rat
der Stadt folgende Beschlussfassung:

1. Die im Rahmen des formlichen Verfahrens eingegangenen
Stellungnahmen werden gemaR Vorlage zur Kenntnis ge-
nommen (Anlage 1).

2. Die von der Verwaltung vorgenommenen Anderungen und
Erganzungen zum INSEK Nordlicher Innenstadtrand werden
beschlossen (Anlage 2).

3. Das INSEK Nordlicher Innenstadtrand wird gem. § 171b Abs.
1 BauGB als Grundlage fiir die Festlegung des Gebietes, in
dem die stadtebaulichen MaBnahmen der Stadtebauférde-
rung durchgefuhrt werden, beschlossen.

4. Das INSEK Nordlicher Innenstadtrand dient als Grundlage fiir
die Beteiligung an dem Aufruf der Landesregierung ,,Starke
Quartiere - starke Menschen®.

5. Das im Lageplan gem. § 171b Abs. 1 BauGB festgelegte Ge-
biet Nordlicher Innenstadtrand wird beschlossen (Anlage 3).

- mit Mehrheit bei einer Enthaltungen beschlossen -
Abstimmung: Nein: 5

Kosten der Unterkunft
- Vorstellung der aktualisierten Richtlinien

Beratungsgrundlage:
Drucksachennummer: 5717/2014-2020

Vorsitzender Herr Hood ruft die Vorlage auf und teilt mit, dass es von
Seiten der Verwaltung keine dartber hinausgehenden Informationen ge-
be.

Frau BuBmann informiert Uber Entwicklungen in der Rechtsprechung des
Bundesverfassungsgerichtes (Anlage 9). Sie zweifelt an, dass nur alleine
die Bereitstellung von 600.000 € im Haushalt 2018 geeignet sei, die Situ-
ation der Leistungsempfangerinnen und —empfangern zu entspannen.
Auf ihre Nachfrage teilt Frau Schulz mit, dass die Datenermittlung ent-
sprechend des von der Politik erteilten Auftrages erfolgt sei.

Frau BuBmann fordert die Verwaltung auf, zur Forderung des Bundesver-
fassungsgerichtes Stellung zu nehmen und darzulegen, inwieweit sie in
Bielefeld umgesetzt wirde. Vorsitzender Herr Hood schlagt vor, aufgrund
der Komplexitat der Frage, zur nachsten Sitzung eine Anfrage einzu-
reichen. Diese kdnne dann von der Verwaltung umfanglich beantwortet
werden. Frau Bulmann erklart sich damit einverstanden.

Herr Weber bittet die Verwaltung, in einer der nachsten Sitzungen tber
die Anzahl der Umzugsaufforderungen, die vom Jobcenter bzw. vom So-
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zialamt in einem Jahr ausgesprochen worden seien, zu berichten. Dies
sei fir eine Gesamtbewertung wichtig.

Frau Mann fordert die Verwaltung auf, schnellstmoglich die geanderten
Richtlinien den Betroffenen bekannt zu machen.

Frau Gorsler bewertet die Anderungen als Weg, den Notstand der Trans-
ferleistungsbezieherinnen und -beziehern zu verringern. Es bliebe nun
abzuwarten, in wieweit sie zur Verbesserung beitragen. Insgesamt be-
wertet sie es als Schritt in die richtige Richtung.

Beigeordneter Herr Nurnberger teilt mit, dass in den nachsten Monaten
die Auswirkungen der erheblichen Verbesserungen der Richtlinien beo-
bachtet wirden. Hiermit sollten auch Anreize fur Neubauten geschaffen
werden. Er weist ausdriicklich darauf hin, dass es durch die Anderungen
nunmehr moglich sei, bei der Miete einen héheren Quadratmeterpreis
anzuerkennen. Spatestens im Rahmen der Haushaltsplanberatungen
2019 wirde Uber die Evaluation berichtet und die Situation neu bewertet
werden.

Der Ausschuss nimmt Kenntnis.

Vorstellung des Wohnungsmarktberichtes 2017

Beratungsgrundlage:
Drucksachennummer: 5688/2014-2020

Herr Metzger und Herr Hagedorn informieren Gber die aktuellen Entwick-
lungen auf dem Wohnungsmarkt (Anlage 10).

Auf Nachfrage von Frau Mann fihrt Herr Metzger aus, dass die Einhal-
tung der 25%- Sozialwohnungsquote bei Neubauten eingefordert werde.
Aufgrund von Besonderheiten in den betreffenden Neubaugebieten (reine
Einfamilienhaus-Gebiete) seien bereits Ausnahmen erteilt worden. Durch
den Abschluss von stadtebaulichen Vertragen mit Investoren, werde die
Einhaltung der Quote sichergestellt.

Herr Weber bedankt sich fir die Berichterstattung und weist nochmals
darauf hin, dass der derzeitige Wohnungsmangel nur durch die Umset-
zung der 25 %-Quote in den ausgewiesenen Baugebieten abgefedert
werden kénne.

Aufgrund der Ergebnisse im aktuellen Wohnungsmarkbericht ergibt sich
folgendes Fazit:

e Bevdlkerung und Haushalte wachsen weiter
Abwanderung in Nachbarkommunen steigt
Wohnungsmarkt bleibt deutlich angespannt
bis Ende 2020 werden 5200 Wohneinheiten bendtigt
Wohnungsbautatigkeit wachst 2016 um 27 %
1800 genehmigte Wohneinheiten in 2016 zeigen die Dynamik auf
Sozialwohnungen: Hohe Forderzahlen 2015/2016, viele Riickzah-
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lungen 2000 17450 Wohneinheiten p. A. notwendig

e Angebotsmieten steigen: 4,8 % bei Bestandswohnungen und
10 % bei Neubauwohnungen

o Angebotspreise von Immobilien steigen deutlich

e weitere Anstrengungen fur den vermehrten Wohnungsbau - be-
sonders im offentlich geférderten Segment - sind dringend erfor-
derlich

Der Ausschuss nimmt Kenntnis.

Fortschreibung des Berichts "Lebenslagen und soziale Leis-
tungen" fiir das Jahr 2016

Beratungsgrundlage:
Drucksachennummer: 5616/2014-2020

- vertagt -

Aufbau einer Ziel- und MaBnahmenplanung fiir die Leistungs-

und Finanzierungsvereinbarungen

Beratungsgrundlage:
Drucksachennummer: 5707/2014-2020

- vertagt -

Antraqg der FDP-Gruppe vom 28.11.2017 zu TOP 10

Beratungsgrundlage:
Drucksachennummer: 5866/2014-2020

- vertagt -

Ausbildungsoffensive - Bielefelder Ausbildungsbonus und
Ausbildung plus

Beratungsgrundlage:
Drucksachennummer: 5687/2014-2020

Beigeordneter Herr Nurnberger teilt mit, dass zur Steigerung der Ausbil-
dungsplatzanzahl zwei zusatzliche Bausteine entwickelt worden seien.
Der ,Ausbildungsbonus® solle bereits ausbildende Betriebe unterstitzen.
Mit dem Baustein ,Ausbildung plus® kdnnten Ausbildungsbetrieben und
auch Auszubildenden Hilfestellungen gegeben werden.
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Nach Wortbeitragen von Frau Bu3mann, Frau Kloss, Herrn Briicher und
Herrn Weber flhrt Herr Siegeroth aus, dass die Ergebnisse einer Befra-
gung am Bielefelder Berufskolleg 2017 auf dem beigefiigten Link
(Anlage 11) eingesehen werden kdénnen. Daraus gehe hervor, dass

e es unter den Auszubildenden mehr Einpendler als Auspendler ge-

be
o der Ausbildungsbeginn bei 20,6 Jahren liege
e es zu wenig Ausbildungsplatze gebe

Uber die Jugendberufsagentur sollen sich Ausbildungsbetriebe verpflich-
ten, 16-jahrigen Schulabgangern eine Ausbildung anzubieten.

Die Anzahl der Frauen und Madchen in Ausbildung liege nicht vor, die
musse nachgereicht werden. Dies sei allerdings erst nach der nachsten
Ausbildungskonferenz méglich, da diese Zahl nur unter zur Hilfenahme
der IHK-Statistik zu ermitteln sei.

Weitere Fragen von Herrn Buschmann und Frau Adilovic werden von
Herrn Siegeroth beantwortet.

Beschluss:

Der Sozial- und Gesundheitsausschuss empfiehlt dem Rat, das An-
gebot eines ,,Bielefelder Ausbildungsbonus® und eines Forderpro-
gramms ,,Ausbildung plus“ zu beschlieRen.

Der Ausbildungsbonus soll den ersten 100 Betrieben im Jahr 2018
und 2019 angeboten werden, die folgende Voraussetzungen erfiil-
len:

¢ Die Forderung erfolgt fur einen zusatzlich eingerichteten
Ausbildungsplatz in einem Betrieb, der zum ersten Mal eine
Ausbildung anbietet und schon fiinf Jahre als Unternehmen
tatig ist oder einen Ausbildungsplatz nach 4 Jahren wieder
reaktiviert.

e Der Ausbildungsbonus richtet sich an kleine und mittlere Un-
ternehmen mit weniger als 250 Beschaftigten.

e Er gilt fur Auszubildende in der Stadt Bielefeld mit einem
mittleren Bildungsabschluss.

e Es wird einen Ausbildungsbonus in Hohe von 100,00€ pro
Ausbildungsmonat (im Regelfall 3600,00€ pro Ausbildungs-
platz) gezahit.

¢ Die Ausgestaltung und Verwaltung des Bielefelder Ausbil-
dungsbonus wird von der REGE mbH iibernommen. Die In-
formationen werden interessierten Arbeitgebern von allen
Partnern der Jugendberufsagentur angeboten.

Fir die Ausbildungsjahre 2018 und 2019 soll im Rahmen eines For-
derprogramms ,,Ausbildung plus“ die Méglichkeit geschaffen wer-
den, Ausbildungsverhaltnisse in Unternehmen der Stadt Bielefeld
mit einem direkten Zuschuss an die Ausbildungsbetriebe oder an
die Auszubildenden bei notwendigen, aber unvorhersehbaren Kos-
ten zu unterstiitzen, sofern eine Regelforderung durch die Partner
(SGBII/SGBIII) der Jugendberufsagentur rechtlich ausgeschlossen
ist.
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Besonders genutzt werden soll die Forderung von Ausbildung plus
zum Beispiel

¢ fiir ausbildungsbegleitende Hilfen fiir junge Zugewanderte in
Ausbildung, die noch keine 5 Jahre in Deutschland sind
(Ausschluss SGB lil),

e zur Unterstiitzung des Erwerbs des Ausbildungseignungs-
scheins (AdA) fiir kleine Betriebe

o sowie fiir praventive Konflikttrainings in Berufsschulklassen,
hier insbesondere in Berufen mit hohen Ausbildungsab-
bruchquoten.

- einstimmig beschlossen -

Forts__etzunq des Landesforderprogramms "KOMM-AN NRW"
und Ubersicht liber die stadtteilbezogenen Angebote

Beratungsgrundlage:
Drucksachennummer: 5581/2014-2020

Frau Wende informiert Gber die wesentlichen Punkte der Vorlage und
weist darauf hin, dass das Land eine weitere Forderung des Programms
bereits zugesagt habe. Uber die genaue Hohe der Férderung 2018 kénne
erst zu einem spateren Zeitpunkt informiert werden.

Der Ausschuss nimmt Kenntnis.

Integration von Fliichtlingen in Bielefeld

Bericht zum Einsatz der Kompetenzfinder bei der REGE mbH

Beratungsgrundlage:
Drucksachennummer: 5774/2014-2020

Herr Doerk informiert Uber den Einsatz der Kompetenzfinder.

Zu Fragen von Frau Mann und Herrn Weber fihrt er Doerk u. a. aus,
dass der Einsatz der Kompetenzfinder keine zeitliche Begrenzung habe.

Der Ausschuss nimmt Kenntnis.
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Sprachangebote fiir Asylsuchende in Bielefeld

Beratungsgrundlage:

Drucksachennummer: 5773/2014-2020

Herr Doerk erlautert die wesentlichen Punkte der Beschlussvorlage
(Anlage 12).

Auf Nachfrage von Frau BuBBmann teilt er mit, dass bei der Planung der
Sprachangebote der Nachzug eines Ehegatten bereits berlicksichtigt
worden sei; nicht aber der Nachzug der gesamten Familie.

Beschluss:

Der Sozial- und Gesundheitsausschuss beschlieft wie folgt

Die REGE mbH wird weiterhin beauftragt, die Sprachkurs-
und Sprachtreffangebote fiir Fliichtlinge zu koordinieren.

Aufgrund der veranderten Bedarfslage werden in den Jahren
2018 und 2019 voraussichtlich jeweils 5 Einstiegssprachkur-
se erforderlich sein und deswegen geplant. Gleichzeitig sol-
len mit den zur Verfiigung stehenden Mitteln pro Jahr 4-6
Sonderkurse (z. B. Begleitkurse fiir FIM und AGH, Alphabeti-
sierungskurse, Frauenkurse, Aufbaukurse, Berufsorientie-
rungskurse, arbeitsplatzbezogene Kurse, etc.) durchgefiihrt
werden, soweit fiir die jeweiligen Kurse keine anderen Finan-
zierungsmoglichkeiten gegeben sind.

- einstimmig beschlossen -

Arbeit und Beschaftigung fiir Fliichtlinge

Beratungsgrundlage:

Drucksachennummer: 5772/2014-2020

Herr Doerk stellt die wesentlichen Punkte der Beschlussvorlage vor.

Fragen werden nicht gestellt.

Beschluss:

Der Sozial- und Gesundheitsausschuss beschliefRt

Die REGE mbH wird beauftragt, die Beschiftigung von Integ-
rationslotsen und Arbeitsgelegenheiten fiir geduldete Flicht-
linge in 2018/2019 fortzufuhren. Die REGE mbH koordiniert
auch die Umsetzung der FluchtlingsintegrationsmaBnahmen
in Bielefeld.
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o Fiir die Umsetzung der ,kommunalen Arbeitsgelegenheiten*
und der ,Integrationslotsen”“ steht in den Jahren 2018 und
2019 ein Planungsvolumen von insgesamt 348 Teilnehmer-
monaten zur Verfiigung.

- einstimmig beschlossen -

TabakauBenwerbung auf offentlichen und im Eigentum der
Stadt stehenden Flachen, Fahrgastunterstianden und Stadtin-
formationsanlagen

Beratungsgrundlage:
Drucksachennummer: 5683/2014-2020

Beigeordnete Frau Ritschel erlautert, dass sich die kommunale Gesund-
heitskonferenz mit dem Thema Tabakaulienwerbung beschéftigt habe.
Der Vorwurf der Vertragsverletzung sei von der Verwaltung geprtift, aber
nicht bestatigt worden. Ein konkreter Handlungsbedarf bestehe in dieser
Hinsicht nicht.

Frau Mann pladiert dafiir, dass der SGA seinem Namen als Gesund-
heitsausschuss gerecht werde, und bittet darum, zukiinftig bei Vertrags-
verhandlungen deutlich zu machen, dass die Tabak- und Alkoholwerbung
reduziert werden solle.

Herr Weber unterstitzt die Forderung von Frau Mann, macht aber deut-
lich, dass ein entsprechender Antrag wenig zielfuhrend sei. Als Aus-
schuss kdnne hier nur eine Bitte geduliert und eine Bewusstseinsande-
rung vorangetrieben werden.

Herr Gugat weist darauf hin, dass eine solche Bitte bereits einen Resolu-
tionscharakter habe und er bittet zu prifen, in welcher Form sich der SGA
zu diesem Thema positionieren konne.

Der Ausschuss nimmt Kenntnis.

Umsetzung des Gliicksspielstaatsvertrages nach Ablauf der
5jahrigen Ubergangsfrist fiir Spielhallen

Beratungsgrundlage:
Drucksachennummer: 5756/2014-2020

Beigeordnete Frau Ritschel erlautert die Rechtslage und zeigt die Hand-
lungsmadglichkeiten der Stadt Bielefeld auf.

Der Ausschuss nimmt Kenntnis.
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Ernennung eines neuen Mitgliedes des Psychiatriebeirates

Beratungsgrundlage:
Drucksachennummer: 5690/2014-2020

Ohne Aussprache fasst der SGA folgenden
Beschluss:

Der Sozial- und Gesundheitsausschuss ernennt auf Vorschlag des
Gesundheits-, Veterinar- und Lebensmitteliiberwachungsamtes, fir
die Bereiche Erwachsenenpsychiatrie und Kinder- und Jugendpsy-
chiatrie, Frau Astrid Mollers als neue Delegierte im Psychiatriebei-
rat.

- einstimmig beschlossen -

Beschliisse aus vorangegangenen Sitzungen
- Bericht der Verwaltung zum Sachstand

Frau Schulz weist riickblickend auf die Forderung von Herrn Gugat in der
SGA-Sitzung am 07.03.2017 hin, dass Einrichtungen des stationar be-
treuten Wohnens in Bielefeld Freifunk anbieten sollen.

Zwischenzeitlich habe die Verwaltung in allen entsprechenden Gremien,
in denen sie vertreten sei, die Einrichtungsleitungen dazu aufgerufen. Es
habe durchweg positive Ruckmeldungen gegeben und man werde sich
bemiuhen, diesem Wunsch nachzukommen.

Vorsitzender Herr Hood stellt die Nichtoffentlichkeit der Sitzung her.

Hood

Krumme

(Vorsitzender) (Schriftfihrerin)



	SMC_BM_SNFUNK
	Text
	Anwesenheit
	Entschuldigt
	BM_Text2
	Beschlussnummer
	Beschlußvorschlag

